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1. Jahressteuergesetz 2019 in Kraft 
 
Der Bundesrat stimmte am 29.11.2019 zahlreichen Änderungen im Steuerrecht zu, die der Bundestag 
bereits am 7.11.2019 verabschiedet hatte. Sie dienen der Anpassung an EU-Recht, der Digitalisierung 
und Verfahrensvereinfachung. Die vorgesehenen Maßnahmen sind sehr umfangreich und sollen hier 
zunächst stichpunktartig aufgezeigt werden. Über die einzelnen relevanten Regelungen werden wir Sie 
über dieses Informationsschreiben auf dem Laufenden halten. 
 
 Es wird eine Sonderabschreibung für neue Elektronutzfahrzeuge sowie elektrisch betriebene Las-

tenfahrräder in Höhe von 50 % im Jahr der Anschaffung zusätzlich zur regulären Abschreibung ein-
geführt. Begünstigt werden Elektronutzfahrzeuge der EG-Fahrzeugklassen N1, N2 und N3, die ganz 
oder überwiegend aus mechanischen oder elektrochemischen Energiespeichern oder aus emissions-
frei betriebenen Energiewandlern gespeist werden. Zu den begünstigten elektrisch betriebenen Las-
tenfahrrädern gehören solche, die ein Mindest-Transportvolumen von 1 m3 und eine Nutzlast von 
mindestens 150 kg aufweisen. Diese Sonderabschreibung gilt für Fahrzeuge, die nach dem 
31.12.2019 und vor dem 1.1.2031 angeschafft werden. 

 Bei der privaten Nutzung von betrieblichen Elektrofahrzeugen oder von extern aufladbaren Hyb-
ridelektrofahrzeugen kommt anstelle der sog. 1-%-Regelung eine 0,5-%-Regelung zum Tragen. Die-
se Regelung gilt für Fahrzeuge, die nach dem 31.12.2018 und vor dem 1.1.2022 angeschafft werden. 
Das Jahressteuergesetz erweitert diese Regelung nunmehr über den 31.12.2021 hinaus bis zum 
1.1.2025 für Fahrzeuge, die unter ausschließlicher Nutzung der elektrischen Antriebsmaschine eine 
Reichweite von mindestens 60 Kilometern erreichen. Wird das Fahrzeug nach  dem 31.12.2024 und 
vor dem 1.1.2031 angeschafft, muss die Mindestreichweite 80 Kilometer betragen. Überschreitet die 
Kohlendioxidemission je gefahrenen Kilometer 50 Gramm nicht, spielt die Mindestreichweite keine 
Rolle.  

 Beträgt der Bruttolistenpreis nicht mehr als 40.000 €, kommt für Fahrzeuge, wenn sie nach dem 
31.12.2018 und vor dem 1.1.2031 angeschafft werden, anstelle der 0,5-%-Regelung eine 0,25-%-
Regelung zum Tragen, wenn das Fahrzeug gar keine Kohlen-dioxidemission verursacht.  

 Die Steuerbefreiung für vom Arbeitgeber gewährte Vorteile für das elektrische Aufladen eines 
Elektrofahrzeugs oder Hybridelektrofahrzeugs im Betrieb des Arbeitgebers oder eines verbundenen 
Unternehmens und für die zeitweise zur privaten Nutzung überlassene betriebliche Ladevorrichtung 
wird bis zum 31.12.2030 verlängert. 

 
Darüber hinaus sind folgende Maßnahmen durchgesetzt worden: 
 
 Steuerfrei bleiben Weiterbildungsleistungen des Arbeitgebers, die der Verbesserung der Beschäfti-

gungsfähigkeit des Arbeitnehmers dienen. Die Weiterbildung darf keinen überwiegenden Beloh-
nungscharakter haben. 

 Gutscheine und Geldkarten gehören nur dann nicht zu den Einnahmen aus Geld, wenn sie aus-
schließlich zum Bezug von Waren und Dienstleistungen berechtigen und zusätzlich zum ohnehin ge-
schuldeten Arbeitslohn gewährt werden.  

 Ab dem 1.1.2020 unterbleibt der Ansatz eines Sachbezugs, wenn der Arbeitgeber seinen Arbeitneh-
mern eine Wohnung zu Wohnzwecken verbilligt überlässt, soweit das vom Arbeitnehmer gezahlte 
Entgelt mindestens zwei Drittel des ortsüblichen Mietwerts ausmacht und dieser Richtwert für die 
Wohnung nicht mehr als 25 € je Quadratmeter (ohne umlagefähige Kosten) beträgt. 

 Die Pauschalen für Verpflegungsmehraufwendungen werden von zzt. 12 € bzw. 24 € auf 14 € 
bzw. 28 € ab dem 1.1.2020 angehoben.  

 Des Weiteren wird für Berufskraftfahrer ein Pauschbetrag in Höhe von 8 € pro Tag eingeführt, der 
anstelle der tatsächlichen Aufwendungen, für die üblicherweise während einer mehrtägigen berufli-
chen Tätigkeit im Zusammenhang mit einer Übernachtung im Kraftfahrzeug des Arbeitgebers ent-
stehende Mehraufwendungen in Anspruch genommen werden können. Der Pauschbetrag kann auch 
von selbstständigen Berufskraftfahrern geltend gemacht werden.  

 Zuschüsse für Fahrten mit öffentlichen Verkehrsmitteln im Linienverkehr – sog. „Job-Tickets“ – 
können mit einer Pauschalsteuer von 25 % versteuert werden, auch wenn die Bezüge dem Arbeit-
nehmer nicht zusätzlich zum ohnehin geschuldeten Arbeitslohn gewährt werden. In diesem Fall un-



terbleibt auch die Minderung der Entfernungspauschale. Die Regelung gilt ab dem Tag der Verkün-
dung des Gesetzes. 

 Eine Pauschalversteuerung mit 25 % kann auch für die unentgeltliche oder verbilligte Übereignung 
eines betrieblichen Fahrrads, das kein Kraftfahrzeug ist, in Anspruch genommen werden, wenn es 
den Arbeitnehmern zusätzlich zum ohnehin geschuldeten Arbeitslohn übereignet wird.  

 Rückwirkend neu geregelt wurde, dass sog. Fondsetablierungskosten bei modellhafter Gestaltung 
eines geschlossenen gewerblichen Fonds zu den Anschaffungskosten gehören und somit nicht sofort 
steuerlich abziehbar sind. 

 Für Veröffentlichungen in elektronischer Form – sog. E-Books – kommt der ermäßigte Umsatzsteu-
ersatz (zzt. 7 %) zum Tragen. Davon betroffen sind auch Bereitstellungen von Datenbanken, die eine 
Vielzahl von elektronischen Büchern, Zeitungen oder Zeitschriften oder Teile von diesen enthalten. 
Die Regelung tritt am Tag nach der Verkündung des Gesetzes in Kraft. 

 
Neben diesen und weiteren hier zunächst nicht erwähnten Änderungen, setzt das Jahressteuergesetz 
2019 auch noch gewichtige Neuregelungen bei innergemeinschaftlichen Lieferungen zum 1.1.2020 in 
Kraft – siehe hierzu den separaten Beitrag. 
 
 
2. III. Bürokratieentlastungsgesetz in Kraft 
 
Die Bundesregierung hat sich zum Ziel gesetzt, Bürokratie abzubauen und so die Wirtschaft dadurch 
auch finanziell zu entlasten. Dafür sind im III. Bürokratieentlastungsgesetz, das am 8.11.2019 vom 
Bundesrat gebilligt wurde, auch verschiedene steuerliche Maßnahmen vorgesehen. Dazu zählen: 
 
 Gesundheitsförderung: Der Arbeitgeber kann ab dem 1.1.2020 – unter bestimmten Voraussetzun-

gen – bis zu 600 € (vorher 500 €) im Jahr steuerfrei leisten, um die Gesundheit und Arbeitsfähigkeit 
seiner Beschäftigten durch betriebsinterne Maßnahmen der Gesundheitsförderung oder entsprechen-
de Barleistungen für Maßnahmen externer Anbieter zu erhalten.  

 Kurzfristige Beschäftigung: Der Höchstbetrag, bis zu dem eine Pauschalierung der Lohnsteuer mit 
25 % bei kurzfristig Beschäftigten zulässig ist, wurde von 72 € auf 120 € angehoben. Der pauschalie-
rungsfähige durchschnittliche Stundenlohn erhöht sich von 12 € auf 15 €. 

 Gruppenunfallversicherung: Der Arbeitgeber kann die Beiträge für eine Gruppenunfallversiche-
rung mit einem Pauschsteuersatz von 20 % erheben, wenn der steuer-liche Durchschnittsbetrag ohne 
Versicherungssteuer 62 € im Kalenderjahr nicht übersteigt. Dieser Betrag erhöht sich auf 100 € im 
Jahr. 

 Kleinunternehmerregelung: Die Umsatzsteuer wurde von inländischen Unternehmern nicht erho-
ben, wenn der Umsatz im vergangenen Kalenderjahr die Grenze von 17.500 € nicht überstiegen hat 
und 50.000 € im laufenden Kalenderjahr voraussichtlich nicht übersteigen wird. Die Anhebung auf 
22.000 € soll die seit der letzten Anpassung erfolgte allgemeine Preisentwicklung berücksichtigen. 

 Existenzgründer: Die besondere Regelung, durch die Unternehmen im Jahr der Gründung und im 
Folgejahr verpflichtet werden, die Umsatzsteuer-Voranmeldung monatlich abzugeben, wird bis 2026 
ausgesetzt.  

 
Zu weiteren Maßnahmen gehören u. a. die Einführung der elektronischen Arbeitsunfähigkeitsbescheini-
gung, Erleichterungen bei der Archivierung von elektronisch gespeicherten Steuerunterlagen sowie die 
Option eines digitalen Meldescheins im Beherbergungsgewerbe. 
 
 
3. Steuerliche Maßnahmen zur Erreichung der Klimaschutzziele bis 2030 
 
Die Regelungen zur Erreichung der Klimaschutzziele bis 2030 mussten zunächst in den Vermittlungs-
ausschuss, der etliche Anpassungen gegenüber dem Gesetzentwurf vorgeschlagen hat, die nunmehr als 
Kompromiss auch von Bund und den Ländern in der Bundesratssitzung am 20.12.2019 akzeptiert wur-
den.  
 



Bei den komplizierten Vermittlungsverhandlungen wurde ein Durchbruch erzielt, bei dem der CO2-
Preis im Verkehr und bei Gebäuden zum 1.1.2021 mit 25 € pro Tonne startet. Damit werden fossile 
Heiz- und Kraftstoffe verteuert, um die Bürger und Industrie anzuregen, klimafreundliche Technologien 
zu kaufen und zu entwickeln.  
 
Dazu soll ein breites Maßnahmenbündel aus Innovationen, Förderung, gesetzlichen Standards und An-
forderungen beitragen, die vorgegebenen Klimaschutzziele zu erreichen. Zu den steuerlichen Maßnah-
men gehören u. a.: 
 
 Anhebung der Entfernungspauschale ab 2021. Hier war eine Erhöhung der sog. Pendlerpauschale 

ab dem 21. km auf 0,35 €, befristet bis zum 31.12.2026, vorgesehen. Nunmehr erfolgt eine zweistu-
fige Anhebung. Zusätzlich erhöht sich in den Jahren 2024 bis 2026 die Pauschale für Fernpendler ab 
dem 21. km um weitere 0,03 € auf insgesamt 0,38 € pro Kilometer. 

 Einführung einer Mobilitätsprämie von 14 % der erhöhten Pendlerpauschale ab 2021 auf Antrag für 
Steuerpflichtige, deren zu versteuerndes Einkommen unter dem Grundfreibetrag liegt. 

 Technologieoffene steuerliche Förderung energetischer Gebäudesanierungsmaßnahmen ab 2020. 
Durch einen Abzug von der Steuerschuld soll gewährleistet werden, dass Gebäudebesitzer aller Ein-
kommensklassen gleichermaßen von der Maßnahme profitieren. Gefördert werden Einzelmaßnah-
men wie der Einbau neuer Fenster oder die Dämmung von Dächern und Außenwänden. Demnach 
können Steuerpflichtige, die z. B. alte Fenster durch moderne Wärmeschutzfenster ersetzen, ihre 
Steuerschuld – verteilt über 3 Jahre – um 20 % (1. + 2. Jahr je 7 %, 3. Jahr 6 %) der Kosten mindern. 
Zusätzlich wurde im Vermittlungsverfahren erreicht, dass auch Kosten für Energieberater künftig als 
Aufwendungen für energetische Maßnahmen gelten. 

 Reduzierung der Mehrwertsteuer auf Bahnfahrkarten im Fernverkehr von 19 % auf 7 % ab 
1.1.2020. Dagegen wird die Luftverkehrsabgabe zum 1.4.2020 erhöht. Die Anhebung der Luftver-
kehrsabgabe ist allerdings in einem anderen Gesetz geregelt. 

 
Neben den steuerlichen Maßnahmen sind eine große Anzahl an Regelungen zur Verbesserung des Kli-
maschutzes wie z. B. eine Bundesförderung für effiziente Gebäude, eine Austauschprämie mit einem 
Förderanteil von 40 % für ein neues, effizienteres Heizsystem, die Senkung der Stromkosten u. v. m. 
vorgesehen.  
 
 
4. Solidaritätszuschlag entfällt teilweise ab 2021 
 
Mit dem „Gesetz zur Rückführung des Solidaritätszuschlags 1995“, das vom Bundesrat am 29.11.2019 
gebilligt wurde, wird die Abschaffung des Soli-Zuschlags gesetzlich definiert und der Soli in einem 
ersten Schritt – ab 2021 – zugunsten niedriger und mittlerer Einkommen schrittweise zurückgeführt.  
 
Bei der Einführung des Solidaritätszuschlags wurde für einkommensteuerpflichtige Personen eine Frei-
grenze (972 €/1.944 € Einzel-/Zusammenveranlagung) festgelegt. Diese Freigrenze wird auf 
16.956 €/33.912 € angehoben. Bis zu einem versteuernden Einkommen von 61.717 € ist dadurch kein 
Soli mehr fällig. Auf die Freigrenze folgt eine sog. Milderungszone. Sie gilt bis zu einer zu versteuern-
den Einkommensgrenze von 96.409 €. Die Höhe des Soli-Zuschlags bleibt bei 5,5 % nach Überschrei-
ten der Freigrenze. 
 
Anmerkung: Der Soli wird nicht abgeschafft bei den der Abgeltungsteuer unterliegenden Einkünften 
aus Kapitalvermögen und bei der Körperschaftsteuer (GmbH AG). Inwieweit die „teilweise“ Abschaf-
fung des Soli auch verfassungsrechtlich Bestand haben wird, werden die schon angedeuteten Klagen vor 
dem Bundesverfassungsgericht zeigen.  
 
 
5. Steuerliche Förderung von Forschung und Entwicklung nunmehr beschlossen 
 
Zur Stärkung des Unternehmensstandorts Deutschland wurde eine steuer-liche Forschungsförderung 
(Forschungszulage) eingeführt, die vorrangig kleinen und mittleren Unternehmen helfen soll, in eigene 



Forschung und Entwicklungstätigkeiten zu investieren. Der Bundesrat hat dem Gesetz am 29.11.2019 
zugestimmt, dass nunmehr zum 1.1.2020 in Kraft getreten ist. 
 
Zu den begünstigten Forschungs- und Entwicklungsvorhaben gehören Vorhaben, soweit sie einer oder 
mehreren der Kategorien Grundlagenforschung, industrielle Forschung oder experimentelle Entwick-
lung zuzuordnen sind.  
 
Förderfähige Aufwendungen sind die beim Anspruchsberechtigten dem Lohnsteuerabzug unterliegen-
den Arbeitslöhne für Arbeitnehmer sowie die Ausgaben des Arbeitgebers für die Zukunftssicherung des 
Arbeitnehmers, soweit diese mit Forschungs- und Entwicklungstätigkeiten in begünstigten Vorhaben 
betraut sind.  
 
Dazu gehören auch Aufwendungen aufgrund eines zwischen einer Kapitalgesellschaft und einem Ge-
sellschafter oder Anteilseigner abgeschlossenen Anstellungsvertrags, der die Voraussetzungen für den 
Lohnsteuerabzug des Arbeitslohns erfüllt. Förderfähige Aufwendungen sind auch Eigenleistungen eines 
Einzelunternehmers in einem begüns-tigten Forschungs- und Entwicklungsvorhaben. Je nachgewiesener 
Arbeitsstunde, die der Einzelunternehmer mit Forschungs- und Entwicklungstätigkeiten beschäftigt ist, 
können 40 € je Arbeitsstunde bei insgesamt maximal 40 Arbeitsstunden pro Woche als förderfähige 
Aufwendungen angesetzt werden. 
 
Bemessungsgrundlage sind die im Wirtschaftsjahr entstandenen förderfähigen Aufwendungen, maximal 
2 Mio. €. Die Forschungszulage beträgt 25 % der Bemessungsgrundlage und wird auf Antrag beim zu-
ständigen Finanzamt gewährt. Die Summe der für ein Forschungs- und Entwicklungsvorhaben gewähr-
ten staatlichen Beihilfen darf einschließlich der Forschungszulagen pro Unternehmen und Forschungs- 
und Entwicklungsvorhaben den Betrag von 15 Mio. € nicht überschreiten. Der Antrag ist nach Ablauf 
des Wirtschaftsjahres zu stellen, in dem die förderfähigen Aufwendungen vom Arbeitnehmer bezogen 
worden oder entstanden sind. 
 
 
6. Verschärfung bei Sachbezügen; hier: Gutscheine 
 
Mit dem Jahressteuergesetz 2019 wurden die Regelungen zum 1.1.2020 bei den Sachbezügen – insbe-
sondere bei Gutscheinen – verschärft. So sah der Referentenentwurf eine Ausweitung der Definition der 
„Geldleistung“ in Abgrenzung zum „Sachbezug“ vor. Diese Verschärfung, die im Regierungsentwurf 
nicht enthalten war, ist nunmehr doch noch in das Gesetz eingeflossen. 
 
Mit der neuen gesetzlichen Definition der „Einnahmen‚ die in Geld bestehen“ wird gesetzlich festge-
schrieben, dass zweckgebundene Geldleistungen, nachträgliche Kostenerstattungen, Geldsurrogate und 
andere Vorteile, die auf einen Geldbetrag lauten, sowie Zukunftssicherungsleistungen grundsätzlich 
keine Sachbezüge sondern Geldleistungen sind. Gutscheine sind auch weiterhin als Sachbezug zu quali-
fizieren, wenn der Aussteller identisch ist mit dem Unternehmen, dessen Waren oder Dienstleistungen 
damit bezogen werden können. Voraussetzung ist aber, dass sie zusätzlich zum ohnehin geschuldeten 
Arbeitslohn gewährt werden (also nicht im Rahmen von Gehaltsumwandlungen). 
 
 
7. Steuerermäßigung für energetische Maßnahmen bei eigengenutzten Gebäuden 
 
Mit den Regelungen zur Erreichung der Klimaschutzziele bis 2030 fördert der Gesetzgeber auch steuer-
lich technologieoffene energetische Gebäudesanierungsmaßnahmen ab 2020.  
 
So ermäßigt sich für energetische Maßnahmen an einem in der Europäischen Union oder dem Europäi-
schen Wirtschaftsraum gelegenen, zu eigenen Wohnzwecken genutztem Gebäude auf Antrag die tarifli-
che Einkommensteuer, vermindert um die sonstigen Steuerermäßigungen, im Kalenderjahr des Ab-
schlusses der energetischen Maßnahme und im nächsten Kalenderjahr um je 7 % der Aufwendungen, 
höchstens jedoch um je 14.000 € und im übernächsten Kalenderjahr um 6 %, höchstens jedoch um 
12.000 € für das begünstigte Objekt. 



 
Folgende energetische Maßnahmen werden gefördert:  
 Wärmedämmung von Wänden, 
 Wärmedämmung von Dachflächen, 
 Wärmedämmung von Geschossdecken, 
 Erneuerung der Fenster oder Außentüren, 
 Erneuerung oder Einbau einer Lüftungsanlage, 
 Erneuerung der Heizungsanlage, 
 Einbau von digitalen Systemen zur energetischen Betriebs-  

und Verbrauchsoptimierung und 
 Optimierung bestehender Heizungsanlagen, sofern diese  

älter als zwei Jahre sind. 
Zu den Kosten für die Maßnahmen gehören auch die Kosten für Energieberater. 
 
Die Förderung kann für mehrere Einzelmaßnahmen an einem begünstigten Objekt in Anspruch genom-
men werden; je begünstigtes Objekt beträgt der Höchstbetrag der Steuerermäßigung 40.000 €. Steht das 
Eigentum am Objekt mehreren Personen zu, können die Steuerermäßigungen insgesamt nur einmal in 
Anspruch genommen werden.  
 
Voraussetzung für die Förderung ist, 
 dass die jeweilige energetische Maßnahme von einem Fachunternehmen ausgeführt wird, das die 

erforderlichen Kriterien nach amtlich vorgeschriebenem Muster bescheinigen muss. 
 dass die Nutzung des Gebäudes durch den Steuerpflichtigen im jeweiligen Kalenderjahr ausschließ-

lich zu eigenen Wohnzwecken erfolgt. Diese liegt auch vor, wenn Teile der Wohnung anderen Per-
sonen unentgeltlich zu Wohnzwecken überlassen werden. 

 dass der Steuerpflichtige für die Aufwendungen eine Rechnung erhält, die die förderungsfähigen 
energetischen Maßnahmen, die Arbeitsleistung des Fachunternehmens und die Adresse des begüns-
tigten Objekts ausweisen und die in deutscher Sprache ausgefertigt ist. Des Weiteren muss die Zah-
lung auf das Konto des Erbringers der Leistung erfolgen. 

 dass das begünstigte Objekt bei der Durchführung der energetischen Maßnahme älter als zehn Jahre 
ist; maßgebend hierfür ist der Beginn der Herstellung. 

 
Nicht in Anspruch genommen werden kann die Steuerermäßigung, soweit die Aufwendungen als 
Betriebsausgaben, Werbungskosten, Sonderausgaben oder außergewöhnliche Belastungen berücksich-
tigt worden sind oder wenn für die energetischen Maßnahmen eine Steuerbegünstigung für Baudenkmä-
ler oder Handwerkerleistungen  beansprucht wird.  
 
Ebenfalls nicht gefördert werden Gebäude, bei denen es sich um eine öffentlich geförderte Maßnahme 
handelt, für die zinsverbilligte Darlehen oder steuerfreie Zuschüsse in Anspruch genommen werden. 
 
Die Regelung ist auf energetische Maßnahmen anzuwenden, mit deren Durchführung nach dem 
31.12.2019 begonnen wurde und die vor dem 1.1.2030 abgeschlossen sind. Ist ein Bauantrag erforder-
lich, gilt als Beginn der Zeitpunkt der Bauantragstellung, für nicht genehmigungsbedürftige Vorhaben 
der Zeitpunkt des Beginns der Bauausführung. 
 
 
8. BMF äußert sich zur steuerlichen Behandlung der Überlassung  
 von (Elektro-)Fahrrädern 
 
Das Bundesfinanzministerium (BMF) äußert sich mit Schreiben vom 9.1.2020 zur Überlassung von 
betrieblichen Fahrrädern durch den Arbeitgeber an den Arbeitnehmer zur privaten Nutzung. Danach gilt 
für die steuerliche Behandlung von Fahrrädern und für E-Bikes, wenn diese verkehrsrechtlich als Fahr-
rad einzuordnen sind (u. a. Geschwindigkeit unter 25 km/h, keine Kennzeichen- und Versicherungs-
pflicht) Folgendes: 
 



Überlässt der Arbeitgeber seinen Arbeitnehmern zusätzlich zum ohnehin geschuldeten Arbeitslohn 
ein betriebliches Fahrrad, das kein Kraftfahrzeug ist, bleiben die Vorteile für die Überlassung ab dem 
Veranlagungszeitraum 2019 bis Ende 2030 steuerfrei. 
 
Bei der Überlassung eines betrieblichen Fahrrads in Form einer Gehaltsumwandlung gilt Folgendes: Als 
monatlicher Durchschnittswert der privaten Nutzung (einschließlich Privatfahrten, Fahrten zwischen 
Wohnung und erster Tätigkeitsstätte) wird 1 % der auf volle 100 € abgerundeten unverbindlichen Preis-
empfehlung des Herstellers oder Händlers im Zeitpunkt der Inbetriebnahme des Fahrrads einschließlich 
der Umsatzsteuer festgesetzt. 
 
Überlässt der Arbeitgeber dem Arbeitnehmer das betriebliche Fahrrad erstmals nach dem 31.12.2018 
und vor dem 1.1.2031, wird als monatlicher Durchschnittswert der privaten Nutzung für das Kalender-
jahr 2019 1 % der auf volle 100 € abgerundeten halbierten (also 0,5 %) und ab 1.1.2020 1 % eines auf 
volle 100 € abgerundeten Viertels (also 0,25 %) der unverbindlichen Preisempfehlung festgesetzt. Auf 
den Zeitpunkt der Anschaffung des Fahrrads kommt es hier nicht an.  
 
Wurde das betriebliche Fahrrad vor dem 1.1.2019 vom Arbeitgeber bereits einem Arbeitnehmer zur 
privaten Nutzung überlassen, bleibt es bei einem Wechsel des Nutzungsberechtigten auch danach für 
dieses Fahrrad bei der regulären 1-%-Regelung.  Die Vergünstigungen (0,5 %, 0,25 % und die Sachbe-
zugsgrenze in Höhe von 44 €) können nicht beansprucht werden. 
 
Wird ein E-Bike verkehrsrechtlich als Kraftfahrzeug eingeordnet (z. B. Geschwindigkeiten über 25 
km/h), ist für die Bewertung des geldwerten Vorteils die Regelung wie bei Elektro-Kfz anzuwenden. 
 
 
9.  Aufbewahrungsfristen 
 
Die Aufbewahrungsfrist beginnt mit dem Schluss des Kalenderjahres, in dem die letzte Eintragung in 
das Buch gemacht, das Inventar, die Eröffnungsbilanz, der Jahresabschluss oder der Lagebericht aufge-
stellt, der Handels- oder Geschäftsbrief empfangen oder abgesandt worden sind oder der Buchungsbeleg 
entstanden ist. Im Einzelnen können nachfolgend aufgezeigte Unterlagen nach dem 31.12.2019 vernich-
tet werden:  
 
» Aufbewahrungsfrist 10 Jahre*: Bücher, Inventare, Bilan-zen, Rechnungen und Buchungsbelege 

(Offene-Pos-ten-Buchführung) – d. h. Bücher mit Eintragung vor dem 1.1.2010, Bilanzen und In-
ventare, die vor dem 1.1.2009 aufgestellt sind, sowie Belege mit Buchfunktion. 

 
» Aufbewahrungsfrist 6 Jahre*: Empfangene Handels- und Geschäftsbriefe sowie Kopien von abge-

sandten Handels- und Geschäftsbriefen, sonstige Unterlagen – d. h. Unterlagen und Lohnkonten, die 
vor dem 1.1.2014 entstanden sind. 

 
* Dies gilt nicht, soweit Bescheide noch nicht endgültig und Rechtsbehelfs- oder Klageverfahren an-

hängig sind. 
 
Anmerkung: Durch die Regelungen des Gesetzes zur Bekämpfung von Schwarzarbeit sind auch Pri-
vatpersonen verpflichtet, Rechnungen und Belege über steuerpflichtige Leistungen zwei Jahre lang auf-
zubewahren Das gilt für Steuerpflichtige, die handwerkliche Arbeiten im Haus und am Grundstück – 
wie z. B. bauliche und planerische Leistungen sowie Reinigungs-, Instandhaltungs- oder Gartenarbeiten 
– beauftragt haben. 
 
 
10.  Fachkräfteeinwanderungsgesetz 
 
Um den Fachkräftemangel in Deutschland zu lindern, tritt am 1.3.2020 das Fachkräfteeinwanderungsge-
setz in Kraft. Mit dem Gesetz wird der Arbeitsmarkt für Fachkräfte aus Staaten außerhalb der Europäi-
schen Union vollständig geöffnet. 



 
 Künftig können auch Fachkräfte mit einer ausländischen beruflichen Qualifikation in allen Berufen 

ein Visum oder einen Aufenthaltstitel zur Beschäftigung erhalten. Die Beschränkung auf Engpassbe-
rufe entfällt. 

 
 Zur Erteilung des Visums oder Aufenthaltstitels zur Beschäftigung sind die Feststellung der Gleich-

wertigkeit der Qualifikation und ein konkretes Arbeitsplatzangebot nachzuweisen. Eine Vorrangprü-
fung wird nicht mehr durchgeführt. 

 
 Außerdem werden die Möglichkeiten des Aufenthalts zur beruflichen Anerkennung und zur Arbeits-

suche erweitert. 
 
 Mit dem beschleunigten Fachkräfteverfahren wird die Möglichkeit eines schnelleren und planungssi-

cheren Visumverfahrens eingeführt. Voraussetzung ist eine Vereinbarung zwischen dem Arbeitgeber 
und der örtlich zuständigen Ausländerbehörde. Sobald alle Unterlagen vorliegen und die Ausländer-
behörde die Zustimmung zur Einreise erteilt hat, erhält die Fachkraft innerhalb von drei Wochen ei-
nen Termin in der Auslandsvertretung und innerhalb weiterer drei Wochen das Visum. 

 
 Die aufenthaltsrechtlichen Vorschriften für Fachkräfte befinden sich künftig abschließend im Auf-

enthaltsgesetz. Die Regelungen in der Beschäftigungsverordnung entfallen. 
 
Ergänzend zum Fachkräfteeinwanderungsgesetz soll Anfang März 2020 die Verordnung zur Änderung 
der Beschäftigungsverordnung und der Aufenthaltsverordnung in Kraft treten, mit der weitere Regelun-
gen vereinfacht, weiterentwickelt und an die Bedürfnisse der Praxis angepasst werden.  
 
Insbesondere können Berufskraftfahrer im Güterverkehr und Busfahrer künftig unter besonderen Vo-
raussetzungen eine Beschäftigung in Deutschland aufnehmen. 
 
Für vorwiegend aus religiösen Gründen beschäftigte Personen wird künftig zur Förderung der Integrati-
on vor der Einreise grundsätzlich der Nachweis von einfachen beziehungsweise – nach einer Über-
gangsfrist – hinreichenden Deutschsprachkenntnissen als Voraussetzung für die Erteilung eines Aufent-
haltstitels zur Ausübung der religiösen Beschäftigung verlangt. 
 
Des Weiteren sind Regelungen für Führungskräfte, leitende Angestellte und Spezialisten, für Praktika 
von Schülern deutscher Auslandsschulen, für Werklieferungsverträge und besondere Personengruppen 
betroffen. 
 
 
11. Rückkehr zur Meisterpflicht 
 
Der Bundesrat hat in seiner Sitzung vom 20.12.2019 das vom Bundestag beschlossene „Vierte Gesetz 
zur Änderung der Handwerksordnung und anderer handwerksrechtlicher Vorschriften“ gebilligt. Da-
nach soll in zwölf derzeit zulassungsfreien Handwerken künftig die Meisterpflicht wieder gelten.  
 
Es geht um diese zwölf Berufe: Fliesen-, Platten- und Mosaikleger, Betonstein- und Terrazzohersteller, 
Estrichleger, Behälter- und Apparatebauer, Parkettleger, Rollladen- und Sonnenschutztechniker, 
Drechsler und Holzspielzeugmacher, Böttcher, Glasveredler, Schilder- und Lichtreklamehersteller, 
Raumausstatter sowie Orgel- und Harmoniumbauer. Die genannten Berufe sollen damit wieder attrakti-
ver und das Niveau der Leistungen angehoben werden.  
 
 
12. Verkauf „gebrauchter“ E-Books 
 
In einem vom Europäischen Gerichtshof (EuGH) am 19.12.2019 entschiedenen Fall bot ein Online-
Händler aus den Niederlanden im Rahmen eines „Leseklubs“ gebrauchte E-Books zum Kauf oder 



Tausch an. Zwei Interessenverbände, deren Ziel die Vertretung der Interessen der niederländischen Ver-
leger ist, hatten dagegen geklagt. Sie sahen hierin eine Urheberrechtsverletzung. 
 
Die EuGH-Richter stellten fest, dass die Überlassung eines E-Books zur dauerhaften Nutzung durch 
Herunterladen nicht unter das Recht der „Verbreitung an die Öffentlichkeit“ fällt, sondern vielmehr 
unter das Recht der „öffentlichen Wiedergabe“. Der Verkauf „gebrauchter“ E-Books über eine Website 
stellt demnach eine öffentliche Wiedergabe dar, die der Erlaubnis des Urhebers bedarf. 
 
 
13. Laub-, Nadel- oder Zapfenfall – Baumrückschnitt bei Grundstücks-beeinträchtigung  
 
Der Eigentümer eines Grundstücks kann herüberragende Zweige selbst abschneiden, wenn er dem Be-
sitzer des Nachbargrundstücks eine angemessene Frist zur Beseitigung bestimmt hat und die Beseiti-
gung nicht innerhalb der Frist erfolgt (Selbsthilferecht). Nach einer weiteren Regelung im Bürgerlichen 
Gesetzbuch kann er auch vom Nachbarn die Beseitigung der Zweige verlangen.  
 
Die Vorschrift erfasst nicht nur die unmittelbar durch den Überhang hervorgerufene Beeinträchtigung 
der Grundstücksnutzung, wie sie z. B. in der Berührung des Wohnhauses oder in der Gefahr des Ab-
bruchs liegen kann. Maßgebend ist allein die objektive Beeinträchtigung der Grundstücksnutzung. Da-
mit ist auch die mittelbare Beeinträchtigung durch das Abfallen von Laub, Nadeln und Ähnlichem er-
fasst. 
 
In einem vom Bundesgerichtshof am 14.6.2019 entschiedenen Fall stand eine Douglasie nahe der 
Grundstücksgrenze und Äste ragten auf das Nachbargrundstück. Der Nachbar fühlte sich in der Grund-
stücksnutzung beeinträchtigt, denn von den überragenden  
Ästen der Douglasie fielen Nadeln und Zapfen in einem Umfang von ca. 480 Liter pro Jahr auf die Ga-
rageneinfahrt und verunreinigten diese. Das stellt eine objektive Beeinträchtigung der Grundstücksnut-
zung dar, so die BGH-Richter. 
 
 
14. Streupflicht auf einem Kundenparkplatz 
 
In einem vom Bundesgerichtshof am 2.7.2019 entschiedenen Fall war es aufgrund der Witterung auf 
dem Kundenparkplatz eines Lebensmittelmarktes glatt. Eine Kundin parkte ihr Auto, rutschte nach dem 
Aussteigen aus und verletzte sich. Zwischen den parkenden Fahrzeugen war nicht gestreut. Darin sah 
die Frau eine Verletzung der Verkehrssicherungspflicht und verlangte Schadensersatz. Der Parkplatz 
des Lebensmittelmarktes wurde in erster Linie den Kunden bereitgestellt. Jedoch nutzten auch Anwoh-
ner den Parkplatz, sodass deren Fahrzeuge auch teilweise über Nacht dort standen. 
 
Für öffentliche Parkplätze ist anerkannt, dass nicht überall zu streuen ist und dass sich Benutzer darauf 
einstellen müssten, kurze Strecken auf nicht gestreuten Flächen bis zu den gestreuten Bereichen zurück-
zulegen. Im Bereich der markierten Stellflächen – und damit auch zwischen den Fahrzeugen – muss 
regelmäßig nicht gestreut werden. Diese Grundsätze sind auf die Streupflicht bei privaten Parkplätzen 
ebenfalls anzuwenden, wenn sich dort die örtlichen Verhältnisse nicht von öffentlichen unterscheiden. 
 
Aufgrund der Tatsache, dass es sich hier um eine große Parkfläche handelt, die von verschiedenen Per-
sonen, Kunden, aber auch von Anwohnern genutzt wird, war der Kundenparkplatz einem öffentlichen 
gleichzustellen. 
 
Es bestand auch keine Verpflichtung bei allgemeiner Glättebildung einmalig vor Eröffnung des Marktes 
den Bereich der markierten Stellflächen zu streuen. Da Anwohner ihre Fahrzeuge dort ggf. auch über 
Nacht abstellten, war vor der Markteröffnung nicht gewährleistet, dass die Parkstellflächen frei waren 
und mit zumutbarem Aufwand gestreut werden konnten. 
 
 



15. Einsichtnahme des Arbeitgebers in den Dienstrechner 
 
In einem vom Bundesarbeitsgericht (BAG) am 31.1.2019 entschiedenen Fall wurde ein Angestellter 
verdächtigt, wichtige Unternehmensgeheimnisse an Dritte weitergegeben zu haben. Aufgrund dieses 
Verdachts wurde sein Dienstlaptop von der internen Revision untersucht. Bei dieser Untersuchung stell-
te man – rein zufällig – fest, dass er anscheinend eine ihm zur Verfügung gestellte Tankkarte nicht nur 
für die Betankung seines Dienstwagens nutzte, sondern auch zum Tanken anderer Fahrzeuge zulasten 
des Arbeitgebers verwendete. 
 
Die BAG-Richter kamen zu der Entscheidung, dass ein Arbeitgeber die dienstlichen Rechner seiner 
Mitarbeiter durchsuchen darf, wenn er feststellen will, ob sie ihren arbeitnehmerischen Pflichten nach-
kommen. Vor dem Hintergrund des Datenschutzes ist die Durchsuchung des Rechners erlaubt, solange 
keine privaten Dateien dabei sind. Der Arbeitgeber kann auch eine Verdachtskündigung aussprechen, 
wenn er bei der Durchsuchung zufällig auf sachliche Anhaltspunkte stößt, die eine schwere Pflichtver-
letzung des Arbeitnehmers nahelegen.  
 
In dem o. g. Fall lag der Verdacht eines Tankbetrugs vor, was eine schwere Pflichtverletzung darstellt. 
Die Vertrauenswürdigkeit des Arbeitnehmers war damit zerstört und eine Fortsetzung des Arbeitsver-
hältnisses für den Arbeitgeber unzumutbar. 
 
Erlaubt der Arbeitgeber seinen Mitarbeitern eigene Geräte für ihre Arbeit zu nutzen („Bring your own 
device“), bedarf es einer klaren Regelung, welchen Zugriff der Arbeitgeber darauf nehmen bzw. nicht 
nehmen darf. 
 
 

16. Altersteilzeit – kein Urlaubsanspruch für Freistellungsphase 
 
Nach Beendigung eines Altersteilzeitarbeitsverhältnisses im Blockmodell besteht kein Anspruch auf 
Abgeltung von Urlaub für die sog. Freistellungsphase. Das entschieden die Richter des Bundesarbeits-
gerichts in ihrem Urteil vom 24.9.2019. 
 
Zur Entscheidung lag den Richtern der nachfolgende Sachverhalt vor: Ein Arbeitnehmer war im Rahmen 
eines Vollzeitarbeitsverhältnisses beschäftigt. Ab dem 1.12.2014 wurde das Arbeitsverhältnis als Alters-
teilzeitarbeitsverhältnis mit der Hälfte der bisherigen Arbeitszeit fortgesetzt. Nach dem vereinbarten 
Blockmodell war der Arbeitnehmer bis zum 31.3.2016 im bisherigen Umfang zur Arbeitsleistung ver-
pflichtet und anschließend bis zum 31.7.2017 von der Arbeitsleistung freigestellt. Nach dem Arbeitsver-
trag standen dem Arbeitnehmer jährlich an 30 Arbeitstagen Urlaub zu. Im Jahr 2016 gewährte ihm der 
Arbeitgeber an acht Arbeitstagen Erholungsurlaub. Der Arbeitnehmer vertrat jedoch den Standpunkt, 
dass er für die Freistellungsphase der Altersteilzeit ebenfalls einen Anspruch auf Urlaub hätte und ver-
langte die Abgeltung durch den Arbeitgeber. 
 

Einem Arbeitnehmer, der sich in der Freistellungsphase eines Altersteilzeitarbeitsverhältnisses befindet 
und im gesamten Kalenderjahr von der Arbeitspflicht entbunden ist, steht mangels Arbeitspflicht kein 
gesetzlicher Anspruch auf Erholungsurlaub zu. Vollzieht sich der Wechsel von der Arbeits- in die Frei-
stellungsphase im Verlauf des Kalenderjahres, muss der Urlaubsanspruch nach Zeitabschnitten entspre-
chend der Anzahl der Tage mit Arbeitspflicht berechnet werden. 
 

Bei einem Altersteilzeitarbeitsverhältnis im Blockmodell sind Arbeitnehmer in der Freistellungsphase 
nicht Arbeitnehmern gleichzustellen, die in diesem Zeitraum tatsächlich gearbeitet haben. Diese 
Grundsätze gelten auch für den vertraglichen Mehrurlaub, wenn die Arbeitsvertragsparteien für die Be-
rechnung des Urlaubsanspruchs während der Altersteilzeit keine abweichende Vereinbarung getroffen 
haben. 
 
 

17. Entgeltfortzahlung im Krankheitsfall – zweite Erkrankung 
 
Der gesetzliche Anspruch auf Entgeltfortzahlung im Krankheitsfall ist auch dann auf die Dauer von 
sechs Wochen beschränkt, wenn während bestehender Arbeitsunfähigkeit eine neue, auf einem anderen 



Grundleiden beruhende Krankheit auftritt, die ebenfalls Arbeitsunfähigkeit zur Folge hat. Ein neuer 
Entgeltfortzahlungsanspruch entsteht nur, wenn die erste krankheitsbedingte Arbeitsverhinderung be-
reits zu dem Zeitpunkt beendet war, zu dem die weitere Erkrankung zur Arbeitsunfähigkeit führte. 
 
Nach einer Entscheidung des Bundesarbeitsgerichts vom 11.12.2019 hat der Arbeitnehmer darzulegen 
und zu beweisen, dass eine vorangegangene Arbeitsunfähigkeit im Zeitpunkt des Eintritts einer weiteren 
Arbeitsverhinderung geendet hatte. 
 
 
18. Abbau des Arbeitszeitkontos – Freistellung in gerichtlichem Vergleich 
 
Endet das Arbeitsverhältnis eines Arbeitnehmers und können Gutstunden auf dem Arbeitszeitkonto 
nicht mehr durch Freizeit ausgeglichen werden, sind sie vom Arbeitgeber in Geld abzugelten. Die Frei-
stellung des Arbeitnehmers von der Arbeitspflicht in einem gerichtlichen Vergleich ist nur dann geeig-
net, den Anspruch auf Freizeitausgleich zum Abbau von Gutstunden auf dem Arbeitszeitkonto zu erfül-
len, wenn der Arbeitnehmer erkennen kann, dass der Arbeitgeber ihn zur Erfüllung des Anspruchs auf 
Freizeitausgleich von der Arbeitspflicht freistellen will. 
 
Dem Bundesarbeitsgericht (BAG) lag dazu folgender Fall zur Entscheidung vor: Nachdem der Arbeit-
geber das Arbeitsverhältnis fristlos gekündigt hatte, schlossen die Arbeitsvertragsparteien am 
15.11.2016 im Kündigungsschutzprozess einen gerichtlichen Vergleich, wonach das Arbeitsverhältnis 
durch ordentliche Arbeitgeberkündigung mit Ablauf des 31.1.2017 endete. Bis dahin stellte der Arbeit-
geber den Arbeitnehmer unwiderruflich von der Pflicht zur Erbringung der Arbeitsleistung unter Fort-
zahlung der vereinbarten Vergütung frei. In diesem Zeitraum sollte auch der Resturlaub eingebracht 
sein. Eine allgemeine Abgeltungs- bzw. Ausgleichsklausel ent-hielt der Vergleich nicht. Nach Beendi-
gung des Arbeitsverhältnisses hatte der Arbeitnehmer noch ca. 67 Guthabenstunden. 
 
In dem gerichtlichen Vergleich ist weder ausdrücklich noch konkludent hinreichend deutlich festgehal-
ten, dass die Freistellung auch dem Abbau des Arbeitszeitkontos dienen bzw. mit ihr der Freizeitaus-
gleichsanspruch aus dem Arbeitszeitkonto erfüllt sein soll, so die BAG-Richter. Somit hatte der Arbeit-
nehmer noch Anspruch auf die Abgeltung der Guthabenstunden. 
 
 
19. Bewilligung von Sonntagsarbeit nur unter strengen Voraussetzungen 
 
Eine Ausnahme vom Sonntagsarbeitsverbot kommt nach dem Arbeitszeitgesetz nur dann in Betracht, 
wenn besondere Verhältnisse diese zur Verhütung eines unverhältnismäßigen Schadens erfordern. Unter 
„besonderen Verhältnissen“ sind nur solche Umstände zu verstehen, die von außen verursacht worden 
sind und auf die das antragstellende Unternehmen keinen Einfluss nehmen kann. 
 
Aufgrund des hohen Arbeitsaufkommens vor Weihnachten hatte Amazon 2015 den Antrag gestellt, an 
den letzten beiden Adventssonntagen ca. 800 Arbeitnehmer zu beschäftigen. Die Bezirksregierung er-
teilte daraufhin eine Ausnahmebewilligung. 
 
Die Richter des Oberverwaltungsgerichts Münster entschieden am 12.12.2019, dass diese Bewilligung 
rechtswidrig war. Die Sondersituation durch erhöhtes Auftragsvolumen hatte nach den Angaben des 
Unternehmens zumindest auch maßgeblich auf dem Geschäftsmodell beruht. Danach waren den Kunden 
kürzeste Lieferfristen selbst in der Vorweihnachtszeit zugesagt worden.  
 
 
20. Kein Unfallversicherungsschutz bei Sägearbeiten für Nachbarn 
 
Grundsätzlich können auch arbeitnehmerähnliche Tätigkeiten (Wie-Beschäftigung) außerhalb eines 
bestehenden Arbeitsverhältnisses unter dem Schutz der gesetzlichen Unfallversicherung stehen. In ei-
nem vom Thüringischen Landessozialgericht (LSG) am 5.9.2019 entschiedenen Fall führte ein Mann für 
seine Nachbarin Sägearbeiten (Brennholz zuschneiden) aus. Dabei zog er sich an der linken Hand er-



hebliche Schnittverletzungen zu. Die Berufsgenossenschaft hatte das Vorliegen eines Arbeitsunfalls 
verneint. 
 
Das LSG stellte dazu fest, dass der Nachbar frei verantwortlich und nicht nach Anweisung arbeitete und 
ausschließlich er die Leitung hatte. Ferner hatte er das erforderliche Werkzeug mitgebracht und war im 
Umgang mit Sägearbeiten nicht unerfahren. Insofern entschieden die Richter, dass nicht – wie für die 
Annahme einer Wie-Beschäftigung gefordert – von einer arbeitnehmerähnlichen, sondern im Gegenteil 
unternehmerähnlichen Tätigkeit auszugehen war. 
 
 
21. Unfall in der Waschstraße 
 
Ein Kraftfahrzeug, das ohne eigene Motorkraft auf dem Förderband durch eine automatische Waschan-
lage gezogen wird, befindet sich nicht „in Betrieb“, da bei diesem Vorgang weder die Fortbewegungs- 
noch die Transportfunktion des Fahrzeugs zum Tragen kommt. Ereignet sich während des automatisier-
ten Wasch- und Transportvorgangs ein Unfall, haftet der Halter des Kraftfahrzeugs daher nicht aus dem 
Gesichtspunkt der Betriebsgefahr des Fahrzeugs. Das entschieden die Richter des Oberlandesgerichts 
Rheinland-Pfalz. 
 
Im konkreten Fall befanden sich zwei Fahrzeuge mit Fahrer hintereinander in einer Waschstraße. Die 
Fahrzeuge wurden bei ausgeschaltetem Motor mit Hilfe von Rollen durch die Waschstraße gezogen. 
Eine der Rollen zog kurz vor dem Ende der Waschstraße unter dem Hinterrad des ersten Pkw durch, 
woraufhin das Fahrzeug nicht mehr vorwärts gezogen wurde. Hierauf bremste der Fahrer des zweiten 
Fahrzeugs, das zu diesem Zeitpunkt unter der Gebläsetrocknung stand, bis zum Stillstand ab. Durch das 
Bremsen wollte er eine Kollision vermeiden. Allerdings hatte sich infolge des Bremsvorgangs die Ge-
bläsetrocknung der Waschstraße auf das Heck seines Fahrzeugs gedrückt und dieses beschädigt. 
 
Nun verlangte er unter anderem die veranschlagten Reparaturkosten in Höhe von ca. 4.500 € netto als 
Schadensersatz vom Halter des ersten Fahrzeugs. Die Richter kamen jedoch zu dem Urteil, dass hier 
kein Schadensanspruch entstanden ist, da sich das erste Auto nicht „in Betrieb“ befand, sondern voll-
ständig abhängig von den automatisierten Transportvorgängen innerhalb der Waschstraße war. 
 
 
22. Kindergeldbezug beim sog. paritätischen Wechselmodell 
 
Werden nach der Trennung der Eltern die Kinder zu annähernd gleichen Zeitanteilen in beiden Haushal-
ten betreut, versorgt und erzogen, handelt es sich um ein sog. paritätisches Wechselmodell. Nun hatten 
die Richter des Oberlandesgerichts Celle über die Berechtigung des Kindergeldbezugs in einem solchen 
Wechselmodell zu entscheiden. Sie kamen zu dem Urteil, dass hier das Kindeswohl entscheidend ist. 
Danach steht dem Elternteil das Kindergeld zu, welches die Gewähr dafür bietet, dass das Kindergeld 
zum Wohl des Kindes verwendet wird. 
 
 
23. Begriff „Abkömmlinge“ im Testament 
 
Wenn Ehegatten ein gemeinsames Testament verfassen, bedenken sie sich i. d. R. zunächst einmal ge-
genseitig. Nach dem Tod des Letztversterbenden sollen dann häufig die Kinder erben, manchmal auch 
die Enkel – oder eine ganz andere Person oder Einrichtung.  
 
Dies alles kann man in einem Testament festlegen. Tut man es nicht, so gilt die gesetzliche Erbfolge, 
also die Rechtslage nach dem Bürgerlichen Gesetzbuch. Wenn man aber ein Testament verfasst, sollte 
es eindeutig sein. Denn nach der Praxiserfahrung gibt es mit der Auslegung von Testamenten immer 
wieder Schwierigkeiten. So z. B. bei dem häufig gebrauchten Begriff „Abkömmlinge“. 
 
In einem vom Oberlandesgericht Oldenburg am 11.9.2019 entschiedenen Fall hatten sich die Eheleute 
in einem notariellen Testament gegenseitig zu Alleinerben eingesetzt. Erben des Letztversterbenden 



sollten „unsere gemeinschaftlichen Abkömmlinge zu gleichen Anteilen“ sein. Der Überlebende sollte 
allerdings auch die Erbfolge „unter den gemeinschaftlichen Abkömmlingen abändern“ können. Tatsäch-
lich setzte die ihren Ehemann überlebende Ehefrau in einem zweiten Testament ihre eine Tochter und 
deren Sohn zu ihren Erben ein. Die andere Tochter hielt dies für nicht möglich. Denn die Eheleute hät-
ten verfügt, nur die „gemeinschaftlichen Abkömmlinge“ könnten als Erben eingesetzt werden. Unter 
„gemeinschaftliche Abkömmlinge“ seien aber nur die gemeinsamen Kinder zu verstehen. Eine Erbein-
setzung des Enkelsohns sei daher nicht möglich und unwirksam. Erben seien – nach dem ersten, ge-
meinsamen Testament – daher weiterhin alle Kinder der Eheleute. 
 
Das Wort „Abkömmlinge“ ist nicht allein auf Kinder beschränkt. „Abkömmlinge“ heißt auch Enkel, 
Urenkel usw. Wären nur die Kinder gemeint gewesen, hätten die Eheleute auch den Begriff „Kinder“ 
gewählt. Es ist auch plausibel, dass die Eheleute alle ihre zum Zeitpunkt des Erbfalls lebenden Ab-
kömmlinge – ob Kinder, Enkel oder Urenkel – gleichbehandeln wollten. Die Erbeinsetzung des Sohnes 
bzw. Enkels war somit gültig. 
 
 
24. „Düsseldorfer Tabelle“ seit dem 1.1.2020 
 
Die von dem Oberlandesgericht Düsseldorf herausgegebene „Düsseldorfer Tabelle“ ist zum 1.1.2020 
geändert worden. U. a. wurden die Bedarfssätze minderjähriger und volljähriger Kinder angehoben. Die 
Regelsätze betragen bei Nettoeinkommen bis 1.900 € nun: 
 
 369 € für Kinder von 0 – 5 Jahren, 
 424 € für Kinder von 6 – 11 Jahren, 
 497 € für Kinder von 12 – 17 Jahren und 
 530 € für Kinder ab 18 Jahren und steigen mit höherem Einkommen um bestimmte Prozentsätze. 
 
Neben den Bedarfssätzen für minderjährige und volljährige Kinder wurde auch der Bedarf eines Studie-
renden, der nicht mehr bei seinen Eltern oder einem Elternteil wohnt, sowie die sogenannten Selbstbe-
halte angepasst.  
 
Die gesamte Tabelle befindet sich auf der Internetseite des Oberlandesgerichts Düsseldorf unter 
http://www.olg-duesseldorf.nrw.de – Schnellzugriff – Düsseldorfer Tabelle.  
 
 
25. Fußgänger haben Vorrang vor Elektrokleinstfahrzeugen 
 
Auf einem kombinierten Fuß- und Radweg haben Fußgänger gegenüber Elektrokleinstfahrzeugen (hier: 
Segway) absoluten Vorrang. Der Fußgänger muss deshalb dort nicht fortwährend nach Fahrzeugen Aus-
schau halten, um ihnen ausweichen zu können. 
 
Vielmehr haben die Fahrer ihre Fahrweise und Fahrgeschwindigkeit so anzupassen, dass es nicht zu 
einer Behinderung oder Gefährdung des Fußgängers kommt. Hierzu gehört es auch, durch Warnsignale, 
Blickkontakt oder auf andere Weise eine Verständigung mit dem Fußgänger zu suchen. Achtet oder 
reagiert ein Fußgänger nicht auf Warnsignale, muss das Fahrzeug bis zum Stillstand abgebremst wer-
den, wenn dies erforderlich ist, um eine Behinderung oder Gefährdung zu vermeiden. Das hat das Ober-
landesgericht Koblenz in seinem Beschluss vom 16.4.2019 entschieden. 
 
 
 
  

 Basiszinssatz 
 nach § 247 Abs. 1 BGB maßgeblich für die  
 Berechnung von Verzugszinsen 

 seit 1.7.2016 = - 0,88 %
 1.1.2015 – 30.6.2016 =- 0,83 %
 1.7.2014 – 31.12.2014 =- 0,73 % 

 
Ältere Basiszinssätze finden Sie im Internet unter: 

lhttp://www.bundesbank.de/Basiszinssatz 
 



  

 Verzugszinssatz ab 1.1.2002: 
 (§ 288 BGB) 

 Rechtsgeschäfte mit Verbrauchern: 
Basiszinssatz + 5 Prozentpunkte 
 Rechtsgeschäfte mit Nichtverbrauchern (bis 28.7.2014): 
 Basiszinssatz + 8 Prozentpunkte 
 Rechtsgeschäfte mit Nichtverbrauchern (ab 29.7.2014): 
 Basiszinssatz + 9 Prozentpunkte 
 zzgl. 40 € Pauschale 

 

 Verbraucherpreisindex 
 (2010 = 100) 

2019: Dezember = 105,8; November = 105,3; Oktober = 106,1;  
September = 106,0; August = 106,0; Juli = 106,2; Juni = 105,7;  
Mai = 105,4; April = 105,2; März = 104,2; Februar = 103,8;  
Januar = 103,4 

 
Ältere Verbraucherpreisindizes finden Sie im Internet unter:  

http://www.destatis.de - Konjunkturindikatoren - Verbraucherpreisindex 
  

Alle Beiträge sind nach bestem Wissen zusammengestellt. Eine Haftung für deren Inhalt kann jedoch nicht übernommen werden. 
Für Fragen stehen wir Ihnen gerne zur Verfügung. 


